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An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Betr. : Winterbau durch öffentliche Hand 

Bezug: Kleine Anfrage der Abgeordneten Leicht, Gewandt, 
Dr. Fritz (Ludwigshafen), Dr. Vogel und Genossen 
— Drudesache 1753 — 


Die Kleine Anfrage beantworte ich namens der Bundesregie- 
rung wie folgt: 

1. Nach den der Bundesregierung vorliegenden statistischen 
Unterlagen, insbesondere der Entwicklung der Baugeneh- 
migungen im Hochbau und des Bauproduktionsindex (Roh- 
hochbau und Tiefbau) während der Wintermonate trifft es 
nicht zu, daß die Möglichkeitendes Winterbaues deswegen 
nicht genutzt werden konnten, weil sich, besonders im 
Bereich der öffentlichen Hand, nur wenige Auftraggeber 
zu einer kontinuierlichen Auftragsvergabe entschlossen 
haben. 

Der Produktionsindex (Bauhauptgewerbe) zeigt in den 
Monaten Dezember bis Februar eine Steigerung der Bau- 
leistung um 24 v. H. gegenüber dem Vergleichszeitraum 
des vergangenen Winters,* der Februar allein erbrachte 
eine Steigerung um 40 v. H. gegenüber dem vorjährigen 
V ergleichsmonat. 

über die Entwicklung der Bauaufträge im Hochbau gibt 
das nachfolgende Zahlenbild Auskunft: 


Erteilte Baugenehmigungen (rrU umbauter Raum) 


Steigerungssatz von 
zahlen 

1958/59 nach 1959/60 in Vomhundert- 

a) insgesamt 

b) öffentlicher Hochbau 

November + 19,7 

+ 37,1 

Dezember + 23,9 

+ 11,4 

Januar + 14,7 

+ 74,5 

Februar 4- 14,0 

+ 26,6 


Drude: Bucfadnickerei Peter Meier, Buisdorf/Siegburg 
Alleinvertrieb: Dr. Hans Heger, 

Bad Godesberg, Goethestraße 54. Telefon 35 51 
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Aus diesem Zahlenbild ist zu schließen, daß die öffentlichen 
Bauauftraggeber sich den wiederholt an sie gerichteten 
Appellen, durch rechtzeitige Auftragsvergabe die Bemü- 
hungen der Bundesregierung um eine kontinuierliche Bau- 
tätigkeit mit Nachdruck zu unterstützen, nicht verschlossen 
haben. 

Zu der Vergabe öffentlicher Bauaufträge muß die Bundes- 
regierung darauf hinweisen, daß eine Statistik der Auftrags- 
vergaben oder Baubeginne noch nicht besteht. Es ist zu 
hoffen, daß der z. Z. dem Deutschen Bundestag vorliegende 
Regierungsentwurf eines Gesetzes über die Durchführung 
von Statistiken der Bautätigkeit (BauStatGes) - Druck- 
sache 1491 - vom 15. Dezember 1959, der eine Baubeginn- 
statistik im Hochbau und eine Vergabestatistik im öffent- 
lichen Tiefbau vorsieht, in Kürze verabschiedet wird. 

Die Bundesregierung hat in ihrem Bericht an den Deutschen 
Bundestag vom 29. Juni 1959 bereits darauf hingewiesen, 
daß die Umwandlung der Bauwirtschaft vom Saisongewerbe 
in ein ganzjährig beschäftigtes Gewerbe ein langwieriger 
Prozeß sein werde. Aus diesem Grunde ist auch im 
Gesetz über Maßnahmen zur Förderung der ganzjährigen 
Beschäftigung in der Bauwirtschaft und weitere Änderungen 
und Ergänzungen des Gesetzes über Arbeitsvermittlung und 
Arbeitslosenversicherung (Zweites Änderungsgesetz zum 
AVAVG) vom 7. Dezember 1959 festgelegt worden, daß 
eine Berichterstattung über die mit der Anwendung des 
Gesetzes gesammelten, Erfahrungen erst nach Ablauf von 
drei Wintern erfolgt. Die im Winterbau 1959/60 gemachten 
Erfahrungen werden statistisch und berichtsmäßig erst 
Mitte Mai ausgewertet sein können. Soweit jetzt schon 
Zahlen vorliegen, kann gesagt werden, daß nicht nur so- 
zialpolitisch, sondern audi wirtschafts- und konjunktur- 
politisch Erfolge bei den Bemühungen um verstärkten 
Winterbau erzielt worden sind. So betrug die Spitzenzahl 
der arbeitslosen Bauarbeiter in diesem Winter 238000, 
während es im vergangenen Winter 599000 waren. Ende 
März waren nur noch 38000 Bauarbeiter arbeitslos gegen- 
über 114000 im Vorjahr. 

2. Eine Auftragsbestand-Statistik gibt es in der Bundes- 
republik nicht. 

Nach den vorliegenden Zahlen, insbesondere über den 
Überhang im Wohnungsbau zur Jahreswende (im Bau be- 
griffen 1959 423 000 Wohnungen, 1960 432000 Wohnungen; 
zum Bau genehmigt, aber noch nicht begonnen in beiden 
Jahren je 178000 Wohnungen), vermag die Bundesregierung 
jedoch nicht den Schluß zu ziehen, daß die Auftragsbe- 
stände in diesem Winter zusammengeschrumpft sind. 

Um auch im kommenden Sommer eine Ballung der öffent- 
lichen Bauaufträge, die in sich immer latent den Kern zu 
einer allgemeinen Überhitzung der Konjunktur enthält, 
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zu verhindern und eine jahreszeitliche Verschiebung in 
die bisher bauschwachen Monate — November bis März — 
zu erreichen, hat die Bundesregierung bereits im Herbst 
des vergangenen Jahres ein Aktionsprogramm aufgestellt, 
das in den Grundsätzen mit den Ländern und den kommu- 
nalen Spitzenverbänden abgestimmt worden ist. 

Darüber hinaus hat die Bundesregierung mit Beschluß vom 
9. März 1960 im Rahmen der von ihr zur Dämpfung der 
Konjunktur vorgesehenen Maßnahmen für den Baumarkt 
folgende Grundsätze aufgestellt: 

1. Alle administrativen Möglichkeiten zur zeitlichen 
Streckung von Bauausgaben, vor allem für den Woh- 
nungsbau und den öffentlichen Hochbau, sind wahr- 
zunehmen. Im besonderen ist zur Vermeidung von 
Auftragsballungen in der Hochsaison auf eine zeitliche 
Verschiebung der Ausgaben hinzuwirken. 

2. Alle Chancen einer anderen terminlichen Gestaltung 
des Auftrags unter Ausnutzung der bauschwachen 
Monate sind sorgfältig zu prüfen. Nebenangebote mit 
geänderten Fertigstellungsfristen sind in der Aus- 
schreibung zuzulassen und in die Entsdreidung mit ein- 
zubeziehen. 

3. Eine Bindung von 30 v. H. der bauwirksamen Haus- 
haltsmittel zur Bauausführung in der Zeit von November 
bis März ist anzustreben, um den Winterbau weiter 
zu fördern. Entsprechende Auflagen sind beim Einsatz 
von Bundesmitteln als Kapitalzuschüsse, als Zinszu- 
schüsse, als Kredite und dergleichen zu machen. Im 
Verhandlungswege soll erreicht werden, daß Länder, 
Gemeinden und Gemeindeverbände in gleicher Weise 
verfahren. 

4. Bei den Straßenbaumitteln soll der Grundsatz einer 
elastischen Inanspruchnahme unter betonter Anerkennung 
der langfristigen Zielsetzung des Straßenbaufinanzie- 
rungsgesetzes während der gegenwärtigen Konjunktur- 
phase ebenfalls Anwendung finden. 

Der Interministerielle Arbeitsausschuß Bauwirtschaft der 
Bundesregierung (IAB) ist beauftragt worden, die erforder- 
lichen weiteren Schritte zur Verwirklichung dieses Programmes 
einzuleiten. 


Ludwig Erhard 



